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Durch die Energiepreiskrise ist das Hei-
zen mit konventionellen Energieträgern, 
insbesondere Gas, seit dem Jahr 2022 
teilweise erheblich teurer geworden. 
Gleichzeitig haben wiederholte Reformen 
des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) ei-
nen grundlegenden Politikwechsel einge-
leitet und kontroverse Debatten über die 
soziale Zumutbarkeit und finanzielle 
Tragbarkeit der Wärmewende ausgelöst. 
In diesem Kontext wurde die Wärme-
pumpe politisch zur Schlüsseltechnolo-
gie erklärt, was wiederum zu zahlreichen 
Debatten führte. Doch wie hat sich die 
Wärmewende seitdem konkret ent-
wickelt?

Antworten liefert die im Herbst 2024 er-
hobene vierte Welle des Ariadne-Wärme- 
& Wohnen-Panels, an dem seit 2021 
jährlich rund 15.000 Haushalte teilneh-
men. Demnach sank die Heizungsmoder-
nisierungsrate im Jahr 2024 zwar auf 
den niedrigsten Stand seit 2021, doch 
der Anteil neu installierter Wärmepum-
pen (0,5 %) lag erstmals nahezu gleich-
auf mit dem fossiler Heizungskessel (0,7 
%). Haushalte mit Wärmepumpe ver-
zeichneten dabei mit 13,80 Euro pro 
Quadratmeter deutlich geringere Heiz-
kosten als der Durchschnitt (17,70 Euro). 
In diesen Haushalten fiel auch die Zu-
stimmung zu einer CO2-Abgabe (51 %) 
besonders hoch aus. Damit präsentieren 
sich Besitzerinnen und Besitzer von Wär-
mepumpen als „Frontrunner“ der Wär-
mewende. Dennoch bleibt diese Gruppe 
eine klare Minderheit, während die über-

wiegende Mehrheit der deutschen Haus-
halte noch mit Gas oder Öl heizt.

Die Auswertung des Panels liefert dar-
über hinaus zahlreiche weitere Erkennt-
nisse zu drei zentralen Themenberei-
chen, die im Folgenden näher erläutert 
werden.

Stand energetischer Maßnahmen an 
Eigenheimen 

▶ Seit 2021 zeigt die energetische Sa-
nierungsrate der Gebäudehülle in 
Eigenheimen einen leichten Auf-
wärtstrend, bleibt aber auch im Jahr 
2024 mit 1,1 % unterhalb des Ziels 
von 2 % der Bundesregierung.

▶ Die Heizungsmodernisierungsrate, 
das heißt der Anteil an Eigentü-
merinnen und Eigentümern, die pro 
Jahr ihre alte Heizung erneuert ha-
ben, erreichte im Jahr 2022 mit 
4,6 % einen Höhepunkt. Danach 
folgte ein starker Einbruch und im 
Jahr 2024 betrug die Rate nur noch 
1,3 %. 

▶ Die Einbaurate neuer Wärmepum-
pen erreichte im Jahr 2022 mit 1,5 
% ihren vorläufigen Höhepunkt. 
Trotz sinkender Absatzzahlen haben 
Wärmepumpen nun jedoch eine hö-
here Bedeutung und wurden im Jahr 
2024 fast so häufig eingebaut wie 
neue fossile Kesselheizungen.

KERNBOTSCHAFTEN 



▶ Die energetische Sanierungsrate der 
Gebäudehülle im Jahr 2024 steigt 
mit dem Einkommen, ist in Ein- und 
Zweifamilienhäusern höher als in 
Mehrfamilienhäusern und nimmt 
tendenziell für neuere Gebäude ab.

▶ Ein Austausch der Fenster ist unter 
selbstnutzenden Eigentümerinnen 
und Eigentümern die häufigste 
energetische Sanierungsmaßnahme 
an der Gebäudehülle, gefolgt von 
der Dämmung des Dachs. Schluss-
licht ist die Dämmung des Bodens 
zum Erdreich beziehungsweise der 
Kellerdecke.

Finanzielle Belastung durch Heizkosten 
und Wohnen

▶ Die gezahlten Heizkostenabschläge 
lagen pro Haushalt im Jahr 2024 im 
Median bei knapp 1.800 Euro pro 
Jahr (gegenüber 1.600 Euro im Vor-
jahr). Die spezifischen Heizkosten 
pro m² lagen bei 17,70 Euro pro 
Jahr (gegenüber 17,00 Euro im Vor-
jahr). Im Querschnittsvergleich er-
gibt sich damit ein Kostenanstieg 
um 12,5 % pro Haushalt beziehungs-
weise 4,1 % je m². Die Differenz er-
klärt sich durch strukturelle Merk-
male wie Wohnfläche und Baujahr.

▶ Haushalte mit Wärmepumpen ver-
zeichnen deutlich niedrigere spezi-
fische Heizkosten von 13,80 Euro 
pro m² und Jahr, während Haushal-
te mit Fernwärme mit 20,60 Euro 
pro m² und Jahr höhere Kosten ha-
ben. Dies liegt unter anderem dar-
an, dass Wärmepumpen vor allem in 
jüngeren, energieeffizienten Gebäu-
den installiert sind. Bei Fernwärme 
hingegen beeinflussen neben der 
Gebäudeeffizienz auch die Primär-
energiequelle, deren Preisentwick-
lung sowie die Tarifstruktur die Kos-
ten, was zu größeren Unterschieden 
führen kann.

▶ Die spezifischen Heizkosten (in Euro 
pro m² und Jahr) älterer Gebäude 
(insbesondere Baujahr 1949 bis 
1978 mit 18,70 Euro) sind höher 
und liegen im Durchschnitt bis zu 
5,50 Euro über denen jüngerer Ge-
bäude (Baujahr 2002–2015 mit 
13,20 Euro).

▶ Mit steigendem Einkommen sinken 
die Heizkosten in Euro je m² und die 
Heizkostenbelastung in Prozent des 
Haushaltsnettoeinkommens. 
Während Haushalte mit niedrigen 
Einkommen (unter 1.700 Euro mo-
natlich) im Jahr 2024 im Median 
über 20 Euro je m² für Heizkosten 
zahlen und dafür 9 % ihres Einkom-
mens aufwenden (zzgl. 5 % des Ein-
kommens für Strom), sind es in der 
höchsten Einkommensgruppe (ab 
5.700 Euro) knapp 16 Euro je m² bei 
einer Heizkostenbelastung von 3 % 
(zzgl. 1 % für Strom).

▶ Zudem ist die Streuung der Energie-
kostenbelastung in niedrigen Ein-
kommensgruppen höher und nimmt 
mit steigendem Einkommen ab. Dies 
liegt daran, dass Haushalte mit 
niedrigerem Einkommen in der Re-
gel in Gebäuden mit niedrigerer 
Energieeffizienz wohnen, und dass 
unterschiedliche Heizkosten je nach 
Gebäudeeffizienz und Heizungsart 
bei niedrigeren Einkommen stärker 
ins Gewicht fallen.

Einstellungen der Bevölkerung zur 
bestehenden CO2-Abgabe auf dem Weg 
zum ETS2

▶ Im Jahr 2024 befürworten rund 35 
% der Haushalte die CO2-Abgabe, 
während sich etwa 36 % dagegen 
aussprechen. 29 % der Haushalte 
sind unentschieden. Diese Werte 
blieben, trotz jährlich steigendem 
CO2-Preis, unverändert gegenüber 
dem Vorjahr.

▶ Haushalte in energieeffizienten Ge-
bäuden oder mit klimafreundlichen 
Heizsystemen (z.B. Wärmepumpen) 
stehen der Abgabe deutlich positiver 
gegenüber. Insgesamt unterstützen 
Mietende und in Eigentum Wohnen-
de die CO2-Abgabe ähnlich häufig, 
jedoch zeigen sich bei Eigentümer-
innen und Eigentümern stärkere 
Unterschiede je nach Gebäude und 
Heiztechnologie.

▶ Die Akzeptanz der CO2-Abgabe vari-
iert mit der tatsächlichen und der 
wahrgenommenen Heizkostenbelas-
tung. Haushalte, die weniger als 
2,5 % ihres Einkommens für Heiz-
kosten aufwenden oder sich subjek-
tiv wenig belastet fühlen, befürwor-
ten die Abgabe mehrheitlich. Dage-
gen akzeptiert nur ein knappes Drit-
tel der Haushalte, die ebenfalls we-
nig zahlen, sich aber belastet füh-
len, die CO2-Abgabe.
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Die Dekarbonisierung des Gebäudesek-
tors – kurz Wärmewende – bleibt eine 
der drängendsten klimapolitischen Auf-
gaben in Deutschland. Zentral für die 
Umsetzung der Wärmewende ist der Ein-
satz von Wärmepumpen als Schlüssel-
technologie sowie die energetische Sa-
nierung von Gebäuden. Gleichzeitig exis-
tieren zahlreiche Herausforderungen, die 
verdeutlichen, dass die Wärmewende 
nicht ausschließlich eine technische An-
gelegenheit ist, sondern ebenso soziale 
und wirtschaftliche Aspekte umfasst. Vo-
latile Energiepreise und mögliche Anpas-
sungen am GEG – bis hin zur Überle-
gung, es ganz abzuschaffen – verun-
sichern viele Haushalte, die langfristige 
Investitionsentscheidungen treffen müs-
sen. 

Für die Weiterentwicklung politischer 
Maßnahmen zur Umsetzung der Wärme-
wende besteht eine wesentliche Hürde 
darin, dass entsprechende Daten und In-
dikatoren nur unzureichend und nicht in 
Kombination mit Angaben zum Gebäu-
dezustand, Investitions- und Verbrauchs-
verhalten, Einkommenssituation und 
Einstellungen vorliegen. Um diese Lücke 
zu schließen, untersucht das Wärme- & 
Wohnen-Panel seit 2021 jährlich rund 
15.000 deutsche Haushalte zu ihrer 
Wohn- und Heizsituation. Bei der Auswer-
tung der Daten legt der Ariadne-Fokus-
report den Schwerpunkt auf drei zentra-
le Themen:

1. Stand energetischer Maßnahmen 
an Eigenheimen: Wie hat sich die Sa-
nierungstätigkeit an der Gebäu-
dehülle sowie bei Heizungsmoderni-

sierungen entwickelt, und welche 
Faktoren begünstigen oder hem-
men weitere Fortschritte?

2. Finanzielle Belastung durch Haus-
haltsenergie: Welche Entwicklungen 
zeigen sich bei den Heiz- und Strom-
kosten, und wie wirken sie sich auf 
unterschiedliche Gruppen von Haus-
halten aus?

3. Einstellungen der Bevölkerung zur 
CO2-Abgabe im Gebäudesektor: Wie 
stehen Haushalte zu der CO2-Abga-
be auf Heizenergie, und inwiefern 
unterscheidet sich ihre Akzeptanz 
entlang von tatsächlichen bezie-
hungsweise wahrgenommenen Be-
lastungen?

Die Ergebnisse zeigen, wo die Wärme-
wende bereits voranschreitet und wo 
noch Handlungsbedarf besteht. Die Er-
kenntnisse bieten politischen Entschei-
dungsträgerinnen und Entscheidungs-
trägern ebenso wie weiteren Akteuren 
aus Wirtschaft, Wissenschaft und Gesell-
schaft eine Grundlage, um effektive und 
sozial verträgliche Maßnahmen zu erar-
beiten, die die Transformation des Ge-
bäudesektors erfolgreich vorantreiben.
Neben den hier präsentierten Schwer-
punkten werden zahlreiche weitere The-
men zum Wohn- und Heizverhalten im 
Wärme- & Wohnen-Panel kontinuierlich 
erfasst. Diese längerfristige Datenbasis 
erlaubt es, nicht nur den Status quo ab-
zubilden, sondern auch Trends und Wir-
kungszusammenhänge über mehrere 
Jahre hinweg zu analysieren. Forschende 
erhalten über das FDZ Ruhr am RWI Zu-
griff auf die Daten, um weiterführende 
Fragestellungen zu untersuchen. 

1. EINLEITUNG
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Der Gebäudebestand spielt eine zentrale 
Rolle für die Wärmewende, da viele 
Wohngebäude in Deutschland alt und 
unzureichend gedämmt sind und damit 
hohe Energieverbräuche aufweisen. Die 
Erhöhung der Energieeffizienz von Wohn-
gebäuden und eine Senkung des Ener-
gieverbrauchs sind damit grundlegende 
Säulen für die Erreichung des Klimaneu-
tralitätsziels in Deutschland. Seit der Ein-
führung der ersten Wärmeschutzverord-
nung Ende 1977 wurden die Anforderun-
gen an Neubauten zwar kontinuierlich 
verschärft, doch ein großer Teil des Ge-
bäudebestands unterliegt diesen Vorga-
ben nur bei einer Sanierung. Um den 
Energieverbrauch im Gebäudesektor zu 
senken, strebte die Bundesregierung be-
reits 2010 an, die energetische San-
ierungsrate auf 2 % pro Jahr zu verdop-
peln.1

Im diesem Kapitel ermitteln wir die ener-
getische Sanierungsrate für selbstnut-
zende Eigentümerinnen und Eigentümer 
basierend auf den Angaben aus den jähr-
lichen Befragungen bis einschließlich 
2024. Dabei werden die Dämmung der 
Außenwand, des Dachs oder der oberen 
Geschossdecke und des Bodens sowie 
der Fenstertausch als energetische Sa-
nierung betrachtet (siehe Methodik im 
Anhang). Die durchschnittliche langfristi-

ge Rate können wir anhand der Angaben 
in der Befragung rückwirkend ab dem 
Jahr 2000 bestimmen. Zusätzlich werfen 
wir einen Blick auf die Heizungsmoderni-
sierungsrate, die nicht in der „klassi-
schen“, von uns berechneten San-
ierungsrate enthalten ist.2 Darüber hin-
aus untersuchen wir für das Jahr 2024, 
wie sich die energetische Sanierungstä-
tigkeit der Gebäudehülle nach dem Ein-
kommen, der Gebäudeart und dem Bau-
jahr unterscheidet. Abschließend werfen 
wir einen genaueren Blick auf den Anteil 
einzelner Maßnahmen an der energe-
tischen Sanierungsrate. Durch den Fokus 
auf die in Eigentum Wohnenden im Da-
tensatz liegt die Stichprobe für die fol-
genden Auswertungen bei jeweils rund 
10.000 Haushalten. 

Weiterhin leichter Aufwärtstrend bei 
energetischer Sanierungsrate von 
Eigentümerinnen und Eigentümern

Befund: Während die durchschnittliche 
jährliche Sanierungsrate zwischen 2000 
und 2020 bei lediglich 0,8 % lag, zeich-
net sich in den vergangenen Jahren ein 
leichter Aufwärtstrend ab. Im Jahr 2024 
lag die energetische Sanierungsrate bei 
1,1 %. Damit bleibt die energetische Sa-
nierungsrate zwar weiterhin deutlich un-
ter dem Ziel der Bundesregierung, die 

2. STAND ENERGETISCHER 
MASSNAHMEN AN EIGENHEIMEN

1 https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/439778/794fd0c40425acd7f46afacbe62600f6/2017-11-
14-beschluss-kabinett-umwelt-data.pdf?download=1
2 Bei der Berechnung der jährlichen energetischen Sanierungsrate sowie für die Heizungsmoderniesirungsrate für 
das Jahr 2024 gilt zu berücksichtigen, dass der Zeitpunkt der Befragung nicht am Ende des Jahres liegt, sodass wir 
energetische Sanierungen, die nach der letzten Befragung im Oktober 2024 stattgefunden haben, nicht abbilden 
können. In vorherigen Jahren können wir über die Folgebefragung diese Sanierungsmaßnahmen noch abgreifen, 
nicht aber in der aktuellen Befragung. Aus diesem Grund skalieren wir jede Antwort der Befragten abhängig vom 
Zeitpunkt der Beantwortung des Fragebogens, indem wir sie durch den Teil des Jahres teilen, der zum Zeitpunkt der 
Antwort abgeschlossen ist.



2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 2016 2018 2020 2022 2024
0,0

0,2

0,4

0,6

0,8

1,0

1,2

1,4
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Abbildung 1: Durchschnittliche energetische Sanierungsrate über die Zeit (in %)

Die Abbildung zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate pro Jahr inklusive des 95 %-tigen Konfidenzin-
tervalls sowie über 5-Jahreszeiträume (+/- 2 Jahre), jeweils für Eigentümerinnen und Eigentümer. Quelle: Ariadne 
Wärme- & Wohnen-Panel
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Sanierungsrate bis zum Jahr 2020 auf 2 
% zu verdoppeln, hat sich seit 2021 je-
doch mit Schwankungen auf etwa 1 % 
und leicht darüber stabilisiert (Abbildung 
1). Ein Blick auf die Durchschnittswerte 
über jeweils fünf Jahre (dargestellt durch 
die rote gestrichelte Linie) bestätigt die-
sen leichten Aufwärtstrend.

Erklärungen: Der Anstieg der Sanie-
rungsquote im Jahr 2022 dürfte insbe-
sondere auf den in diesem Jahr begin-
nenden Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine und der dadurch ausgelösten 
Energiekrise und Debatte um Energie-
sparen in Deutschland zurückzuführen 
sein. Auch in den beiden Jahren danach 
dürften die hohen Werte im Wesentli-
chen aus den Nachwirkungen dieses 
„Schocks“ mit teilweise deutlich erhöh-
ten Preisen für das Heizen resultieren. 
Weiterhin könnte das Gebäudeenergie-
gesetz (GEG), welches seit 2021 die aktu-
ellen Vorschriften für Energieeffizienz in 
Neu- sowie Bestandsbauten festlegt, 
ebenfalls zu dem Anstieg beigetragen 
haben. Letztlich erweisen sich die Verfüg-
barkeiten finanzieller Fördermöglichkei-
ten stets als wichtiger Indikator der Sa-
nierungstätigkeit. Der Zinsanstieg im 
Jahr 2022 scheint die Aktivität im Be-
reich der energetischen Sanierung hin-
gegen weniger stark beeinflusst zu ha-
ben. Eine mögliche Erklärung hierfür 
könnte sein, dass in diesem Bereich 
üblicherweise geringere Anteile an 
Fremdkapital genutzt werden als im 
Wohnungsneubau. Zudem führte der 
Rückgang der Bautätigkeit im Neubau-
sektor dazu, dass mehr Handwerker-
kapazitäten für Sanierungen zur Verfü-
gung standen, was ebenfalls die Sa-
nierungsrate begünstigen könnte.

Heizungsmodernisierungsrate auf 
Höhepunkt im Jahr 2022

Befund: Der Anteil an Eigentümerinnen 
und Eigentümern, die pro Jahr ihre alte 
Heizung erneuert haben, das heißt der 
jährliche Anteil der Haushalte, die den 
Haupt-Wärmeerzeuger der Heizung mit 
einem neueren Modell oder sogar mit ei-
nem anderen Energieträger ersetzt hat, 
ist seit 2000 tendenziell angestiegen, 
mit einer deutlichen Zunahme ab 2018 
(Abbildung 2). Während in der Rate in 
Abbildung 2 aufgrund der Abfrageart in 

der Befragung auch Wechsel der Ener-
gieträger für die Warmwasserbereitung 
enthalten sind, wie beispielsweise So-
larthermie oder Elektrodurchlauferhit-
zer, schließen wir diese in der weiter-
führenden Analyse aus und beschrän-
ken in Abbildung 3 die Rate auf Haus-
halte, die Angaben zu den ausgewähl-
ten Heizungsarten Kesselzentralhei-
zung, Fernwärme und Wärmepumpe 
gemacht haben. Dadurch verringert 
sich die Gesamtmodernisierungsrate, 
bestätigt aber den Trend aus Abbil-
dung 2.

2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 2016 2018 2020 2022 2024
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5,0

Durchschnittl. Heizungsmodernisierungsrate pro Jahr

Abbildung 2: Durchschnittliche Heizungsmodernisierungsrate über die Zeit (in %)

Die Abbildung zeigt die durchschnittliche Heizungsmodernisierungsrate pro Jahr inklusive des 95%-Konfidenzintervalls für 
Eigentümerinnen und Eigentümer. Die Rate beinhaltet auch Wechsel/Erneuerungen des Energieträgers für die Warmwasser-
bereitung. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel 

Nach der höchsten Heizungsmodernisie-
rungsrate von 4,6 % im Jahr 2022 ist die 
Rate demnach bis zum Jahr 2024 auf 1,3 
% abgesunken (Abbildung 3). Betrachtet 
man die Heizungsmodernisierungsrate 
getrennt nach unterschiedlichen Heizar-
ten, wird deutlich, dass die Rate neu ein-
gebauter Wärmepumpen unter Eigentü-
merinnen und Eigentümern zwischen 
2021 und 2022 angestiegen ist. Danach 
ist diese Rate wieder gesunken und lag 
2024 wieder auf dem Niveau von 2021. 
Wie Abbildung 3 zeigt, haben im Jahr 
2021 rund 0,8 % aller Eigentümerinnen 
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Abbildung 3: Heizungsmodernisierungsrate für ausgewählte Heizungsarten unter 
Eigentümerinnen und Eigentümern über die Zeit, in %

Die Abbildung zeigt für alle Eigentümerinnen und Eigentümer den Anteil an neu eingebauten Wärmepumpen, Boiler/Kessel 
(für Gas, Öl oder Pellets) bzw. neue Fernwärmeanschlüsse. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel
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und Eigentümer eine neue Wärmepumpe 
eingebaut. Im Jahr 2022 hat sich dieser 
Anteil fast verdoppelt. Danach ist die 
Rate stark eingebrochen und lag im Jahr 
2024 nur noch bei 0,5 %. Während sich 
zwischen 2021 und 2022 der Anteil neu 
eingebauter Kessel oder Boiler für die 
Zentralheizung nicht verändert hat und 
bei knapp 3,0 % lag, ist dieser Wert 2023 
um einen Prozentpunkt gefallen und lag 
2024 nochmals niedriger bei 0,7 %. Boi-
ler und Kessel können Gas, Heizöl oder 
auch Pellets beinhalten, wobei Gas der 
häufigste verwendete Energieträger für 
eine Zentralheizung der Haushalte im 
Wärme- & Wohnen-Panel und auch in 
Deutschland ist (Mikrozensus 2023a). Vor 
2024 wurden damit unter Eigentümerin-
nen und Eigentümern Boiler oder Kessel 
für die Zentralheizung noch deutlich am 
häufigsten neu eingebaut. Im Jahr 2024 
entspricht der Anteil an neuen Boilern/
Kesseln aber erstmalig nahezu dem An-
teil neuer Wärmepumpen. Rund 50 % 
der Eigentümerinnen und Eigentümer, 
die eine Wärmepumpe installiert haben, 
gaben gleichzeitig an, einen neuen Boiler 
eingebaut zu haben. Der Neuanschluss 
an Fernwärme ist mit Abstand die sel-
tenste Art von Heizungsmodernisierung. 
Auch hier ist 2022 eine Spitze mit 0,2 % 
zu erkennen. Davor und danach lag der 
Anteil aber bei nur circa 0,05 % und ist 
insbesondere 2024 nochmals auf 0,03 % 
gesunken. 

Erklärungen: Der starke Anstieg der Hei-
zungsmodernisierungsrate ab 2018 ist 
wahrscheinlich auf den stärkeren Fokus 
auf den Gebäudesektor in der Klimapoli-
tik der deutschen Bundesregierung zu-
rückzuführen.3 Hinzukommen weitere 
politische und geopolitische Rahmen-
bedingungen. Der deutliche Anstieg im
Einbau von Wärmepumpen im Jahr 2022 
könnte auf die durch den Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine ausgelöste 
Energiekrise und die Sorge um eine Gas-
knappheit zurückzuführen sein. Durch 

anderem für die Unterschiede verant-
wortlich sein.

Die von der Heizungsindustrie benann-
ten Vorzieheffekte durch die Debatte 
rund um das Heizungsgesetz könnten 
die vergleichsweise niedrigere Einbaura-
te neuer Boiler und Kessel im Jahr 2024 
erklären, die auch in den Daten des Wär-
me- & Wohnen-Panels sichtbar ist.6 Der 
Einbruch des Wärmepumpeneinbaus im 
Jahr 2024 ist laut der Wärmepumpen-
branche auf politische Unsicherheiten, 
insbesondere hinsichtlich der kommuna-
len Wärmeplanung, aber auch durch 
eine niedrige Bekanntheit der Heizungs-
förderung zurückzuführen.7 Ebenso ist 
der Anschluss an ein Fernwärmenetz ab-
hängig von der Wärmeplanung der Kom-
munen. Solange die Pläne noch nicht 
vorliegen, kann dies die niedrige Neuan-
schlussrate erklären. Die Tatsache, dass 
Wärmepumpe und Boiler häufig gleich-
zeitig neu installiert wurden, deutet dar-
auf hin, dass viele private Haushalte auf 
Gas-Hybridheizungen und Öl-Hybridhei-

leichte Verzögerungen in der Entschei-
dung und Beantragung der Wärmepum-
pen könnte sich dieser Effekt auch noch 
auf 2023 ausgedehnt haben und somit 
auch die leicht höhere Einbauquote im 
Jahr 2023 im Vergleich zum Jahr 2021 
vor Beginn der Energiekrise erklären. 
Das Absinken der Einbaurate von neuen 
Boilern/Kesseln im Jahr 2023 könnte auf 
die Debatte rund um das Heizungsgesetz 
und einem diskutierten Einbauverbot 
von Gas- und Ölheizungen bereits ab 
dem Folgejahr zurückzuführen sein. Al-
lerdings unterscheidet sich der Trend für 
das Jahr 2023 in den Daten des Wärme- 
& Wohnen-Panels jeweils bei Boiler und 
Wärmepumpe von den offiziellen Absatz-
zahlen, die jeweils bei der Wärmepumpe 
und Gasheizungen laut dem Bundesver-
band der Deutschen Heizungsindustrie 
und dem Bundesverband Wärmepumpe 
im Jahr 2023 höher als im Jahr 2022 la-
gen und erst 2024 deutlich einbrachen.4,5

Der Fokus auf Eigenheime und die Ver-
nachlässigung von Heizungsmoderni-
sierungen in Mietgebäuden könnte unter 

3 Insgesamt liegt die aus den Daten des Wärme- & Wohnen-Panels berechnete Heizungsmodernisierungsrate unter 
der vom IWU berechneten Rate, die für die Jahre 2010 bis 2016 im Durchschnitt bei ca. 3 % lag (Cischinsky und Die-
fenbach, 2018). Ein Grund hierfür könnte die im Wärme- & Wohnen-Panel verwendete mehrstufige Abfrage energeti-
scher Sanierungen sein, unter die auch der Heizungstausch fällt. Dadurch ist es möglich, dass einige Haushalte über-
sehen, neben energetischen Sanierungen der Gebäudehülle auch noch den Heizungstausch anzugeben.
4 Vgl. https://www.bdh-industrie.de/presse/pressemeldungen/artikel/heizungen-absatz-2024-um-die-haelfte-einge-
brochen und https://www.waermepumpe.de/presse/zahlen-daten/absatzzahlen/
5 Gründe für diese Unterschiede können einerseits in der Stichprobenzusammensetzung des Wärme- & Wohnen-Pa-
nels liegen, die sich auch nach Nutzung von Bevölkerungsgewichten zum Teil von der Bevölkerung unterscheidet. Ein 
weiterer Grund könnte in Ungenauigkeiten in den Absatzzahlen durch Lagereffekte liegen sowie in der Abfrage des 
Beginns der Durchführung der Heizungsmodernisierung im Wärme- & Wohnen-Panel statt des Zeitpunkts der Fertig-
stellung.
6 Vgl. https://www.tagesschau.de/wirtschaft/gasheizung-rekord-verkauf-2023-100.html 
7 Vgl. https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/waermepumpe-heizungsgesetz-energie-100.html
8 https://energyathaas.wordpress.com/2025/03/03/three-facts-about-backup-heating/
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Abbildung 4: Energetische Sanierungsrate nach Haushaltsnettoeinkommen für 
das Jahr 2024 (in %)

Die Abbildung zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate von Eigentümerinnen und Eigentümern für das Jahr 
2024 entlang des Haushaltsnettoeinkommens sowie die entsprechenden 95 %-tigen Konfidenzintervalle. Quelle: Ariadne 
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Abbildung 5: Energetische Sanierungsrate nach Gebäudetyp für das Jahr 2024 (in 
%)

Die Abbildung zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate von Eigentümerinnen und Eigentümern für das Jahr 
2024 entlang des Gebäudetyps sowie die entsprechenden 95 %-tigen Konfidenzintervalle. Quelle: Ariadne Wärme- & Woh-
nen-Panel

8

zungen setzen, die mit Wärmepumpen 
oder Solarthermie erweitert werden.8

Dies liegt unter anderem daran, dass es 
für viele ältere Gebäude im Bestand 
sinnvoll sein kann diese Systeme zu 
kombinieren, um die Wärmepumpe bei 
sehr kalten Temperaturen mit kleinen 
Gasthermen gezielt zu unterstützen. Als 
alternative Lösungen kommen in 
Deutschland neben höheren Leistungen 
der Wärmepumpen auch thermische 
oder elektrische Speicher ergänzend 
zum Einsatz. Es ist aber auch möglich, 
dass Haushalte mit dem Einbau der Wär-
mepumpe einen neuen Kessel bezie-
hungsweise Boiler für die Warmwasser-
aufbereitung einbauen lassen mussten 
und daher in der Befragung beides ange-
geben haben, ohne dass der neue Kessel 
ein Hinweis für eine Gas- oder Ölheizung 
ist.

Unterschiede in energetischer 
Sanierungsrate nach Einkommen, 
Gebäudetyp und Baujahr des Gebäudes

Befund: Die energetische Sanierungsrate 
von in Eigentum Wohnenden unterschei-
det sich zum Teil deutlich zwischen dem 
Haushaltseinkommen, der Art von Ge-
bäude (Ein-/Zweifamilienhaus oder 
Mehrfamilienhaus) sowie nach dem Bau-
jahr des Wohngebäudes. Die Ergebnisse 
stimmen damit weiterhin mit dem Mus-
ter für die langfristige durchschnittliche 
energetische Sanierungsrate zwischen 
2000 und 2021 (siehe Knoche et al. 
2024) überein. Abbildung 4 zeigt die 
durchschnittliche Sanierungsrate für das 
Jahr 2024 inklusive 95 %-Konfidenzinter-
vallen (der Bereich, der mit 95 %-iger 
Wahrscheinlichkeit den wahren durch-
schnittlichen Wert enthält) für vier Grup-
pen des monatlichen Haushaltsnettoein-
kommens. Aus der Abbildung wird deut-
lich, dass die energetische Sanierungsra-
te tendenziell mit dem Einkommen 
steigt. Im Jahr 2024 lag die energetische 
Sanierungsrate bei Eigentümerinnen 
und Eigentümern mit einem monat-
lichen Haushaltsnettoeinkommen unter 
1.700 Euro bei 0,5 %. Durch die geringe 
Beobachtungszahl in der untersten Ein-
kommensgruppe ist die Streuung der 
Daten nach oben und unten relativ groß. 
Für Haushalte mit einem monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen von über 
4.700 Euro lag die durchschnittliche 

energetische Sanierungsrate mehr als 
doppelt so hoch bei 1,3 %.

Darüber hinaus ist die energetische Sa-
nierungsrate im Schnitt in Ein-/Zweifa-
milienhäusern höher als in Mehrfamilien-
häusern (Abbildung 5). In Ein-/Zweifami-
lienhäusern lag die durchschnittliche 
energetische Sanierungsrate im Jahr 
2024 bei 1,2 %, während sie in Mehrfami-
lienhäusern durchschnittlich bei 0,9 % 
lag. 

Auch im Jahr 2024 wurden energetische 
Sanierungen am häufigsten an Gebäu-
den durchgeführt, die vor 1969 erbaut 
wurden (Abbildung 6). Bei neueren Ge-
bäuden nimmt die energetische Sanie-

rungsrate ab und fällt ab dem Baujahr 
1995 durchschnittlich unter die 1 % Mar-
ke. 

Erklärungen: Einkommensschwächeren 
Haushalten fehlt häufig das nötige Kapi-
tal zur Finanzierung, selbst wenn Förder-
mittel in Anspruch genommen werden 
können. Dies gilt sowohl für die Eigenan-
teile bei der Finanzierung als auch beim 
Bedienen der Zins- und Tilgungsraten. 
Zusätzlich dürften die zeitaufwendigen 
Beantragungen von Fördermitteln für 
einkommensschwächere Haushalte eine 
größere Hürde als für einkommensstär-
kere darstellen. Beides könnte die gerin-
gere Sanierungsrate erklären. In Mehrfa-
milienhäusern könnte die gemeinschaft-
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Abbildung 6: Energetische Sanierungsrate nach Gebäudebaujahr für das Jahr 2024 
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Die Abbildung zeigt die durchschnittliche energetische Sanierungsrate von Eigentümerinnen und Eigentümern für das Jahr 
2024 entlang des Gebäudebaujahres sowie die entsprechenden 95 %-tigen Konfidenzintervalle. Quelle: Ariadne Wärme- & 
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Die Abbildung zeigt, wie viel Prozent aller Eigentümerinnen und Eigentümern im Datensatz im Jahr 2024 die jeweilige Maß-
nahme durchgeführt haben. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel
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liche Entscheidungsfindung Sanierungen 
erschweren. Hier ist auch ein Zusammen-
hang zu vermuten, da einkommens-
schwächere Haushalte häufiger in Mehr-
familienhäusern wohnen. Schlussendlich 
sind die Unterschiede abhängig vom Ge-
bäudebaujahr zu erwarten gewesen: 
Während ältere Gebäude vor 1978 einen 
hohen Sanierungsbedarf haben, erfüllen 
neuere Bauten bereits hohe Effizienz-
standards. Für vor 1978 erbaute 
Gebäude führt der natürliche Sanie-
rungszyklus, wenn beispielsweise der 
Putz bröckelt und die Sanierung der Au-
ßenfassade sowieso ansteht, zu einer hö-
heren Sanierungsrate. Eine mögliche Sa-
nierungslücke könnte aber bei Gebäu-
den aus den Jahren 1979 bis 2001 beste-
hen, da diese heutigen Anforderungen 
nicht mehr vollständig entsprechen.

Fenstertausch die häufigste Form der 
energetischen Sanierung

Befund: Bei Betrachtung der einzelnen 
energetischen Sanierungsmaßnahmen, 
die alle in die gesamte Sanierungsrate 
einfließen, zeigt sich, dass der Fenster-
tausch mit Abstand die häufigste durch-
geführte Maßnahme ist. Am zweithäu-
figsten ist die Dämmung des Dachs, ge-
folgt von der Dämmung der Außenwän-
de. Schlusslicht ist die Dämmung des Bo-
dens. Von allen betrachteten selbstnut-
zenden Eigentümern und Eigentümerin-
nen haben im Jahr 2024 rund 3 % ihre 
Fenster getauscht, während knapp 1,7 % 
ihr Dach gedämmt haben (Abbildung 7). 
0,9 % aller in Eigentum Wohnenden ha-
ben angegeben, ihre Außenwände ge-
dämmt zu haben, während in den meis-
ten Jahren unter 0,5 % ihre Kellerdecke 
beziehungsweise ihren Boden zum Erd-
reich gedämmt haben. 

Die Reihenfolge der häufigsten durchge-
führten Maßnahmen unterscheidet sich 
dabei in weiterführenden Analysen nicht 
nach Gebäudetyp. Auch wenn in Ein-/
Zweifamilienhäusern jede Maßnahme 
häufiger durchgeführt wird – passend 
zur insgesamt höheren energetischen 
Sanierungsrate – ist jeweils in Mehr- und 
Ein-/Zweifamilienhäusern der Fenster-
tausch die häufigste Maßnahme, gefolgt 
von der Dämmung des Dachs und der 
Außenwände. Die Dämmung des Bodens 
zum Erdreich beziehungsweise der Kel-

lerdecke ist in beiden Gebäudetypen die 
seltenste Sanierungsmaßnahme. 

Erklärungen: Der Fenstertausch ist 
wahrscheinlich die häufigste Sanierungs-
maßnahme, weil er im Vergleich zu an-
deren Maßnahmen weniger aufwendig 
und kostspielig ist, während er dennoch 
spürbare Energieeinsparungen ermög-
licht. Die Dämmung des Dachs könnte 
ebenfalls häufiger durchgeführt worden 
sein als die der Außenwände, da sie oft 
einfacher umzusetzen ist und viele Haus-
besitzer ohnehin Dachsanierungen bezie-
hungsweise einen Ausbau ihres Daches 
planen. Dass die Dämmung der Außen-
wände seltener vorgenommen wurde, 

könnte daran liegen, dass sie mit höhe-
ren Kosten und größerem baulichen Auf-
wand verbunden ist. Die geringe Rate bei 
der Bodendämmung ließe sich mög-
licherweise durch die vergleichsweise ge-
ringen Einsparpotenziale und die er-
schwerte Umsetzung erklären. Der finan-
zielle Aufwand scheint in Mehrfamilien-
häusern für Eigentümerinnen und Eigen-
tümer über die Eigentümergesellschaft 
eine ähnliche Rolle wie für Ein-/Zwei-
familienhäuser zu spielen und auch bau-
lich scheint es in Mehrfamilienhäusern 
am attraktivsten zu sein, zunächst die 
Fenster zu tauschen.
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Dieses Kapitel analysiert die Umfrage-
ergebnisse hinsichtlich der Kostenbelas-
tungen für Haushaltsenergie. Hierzu 
zählt die von privaten Haushalten ge-
nutzte Energie, die für die Bereitstellung 
von Wärme und Warmwasser (Heizen) 
und für Haushaltsgeräte und Beleuch-
tung (Strom) verwendet werden. Die Kos-
ten werden relativ zur Wohnfläche und 
zum Einkommen betrachtet.9

Zentrales Ziel der Analyse zur Kostenent-
wicklung ist es, systematische und struk-
turelle Unterschiede hinsichtlich der Ge-
bäudeeigenschaften und Einkommens-
situation der privaten Haushalte heraus-
zuarbeiten. Darüber hinaus soll identifi-
ziert werden, welche Anreize für sparsa-
men Konsum und Effizienzsteigerungs-
potenziale (z. B. durch Sanierung) beste-
hen und wie sich die reale und die wahr-
genommene Kostenbelastung darstellt, 
die unter anderem die politische Akzep-
tanz von Klima- und Energiepolitik beein-
flussen kann.

Anhaltend hohe 
Heizkostenbelastungen

Befund: Die jährlichen Heizkostenab-
schläge der teilnehmenden Haushalte 
betrugen im Jahr 2024 im gewichteten 
Mittel insgesamt 1.800 Euro, im Vorjahr 
lagen sie noch bei 1.600 Euro. Die Kos-
ten variierten dabei erheblich: 50 % der 
befragten Haushalte zahlten im Jahr 

2024 zwischen 1.140 Euro und 2.500 
Euro (sogenannter Interquartilsabstand, 
IQA), während die übrigen Haushalte zu 
gleichen Teilen höhere und niedrigere 
Beträge zahlten. Die Verteilungswerte 
deuten an, dass vor allem die niedrige-
ren und mittleren Heizkostenbeträge 
stärker gestiegen sind (+12 %), während 
bei höheren Beträgen der Zuwachs un-
terproportional stark ausfällt (+4 %).10 Da 
der Wärmebedarf im Jahr 2024 aufgrund 
weniger kalter Tage geringer war als in 
den Vorjahren, können die Haushalte 
sich Hoffnung auf Rückzahlungen oder 
zumindest niedrigere Nachzahlungen 
machen als sonst üblich. Die Wohnfläche 
ist ein zentraler Einflussfaktor auf die 
Heizkosten, sodass immer auch die spe-
zifischen Heizkosten je m² betrachtet 
werden müssen, um die Ergebnisse in-
terpretieren zu können. Die jährlichen 
spezifischen Heizkostenabschläge pro 
m² Wohnfläche der teilnehmenden Haus-
halte betrugen im Jahr 2024 im Mittel 
17,70 Euro, im Vorjahr lagen sie bei 
17,00 Euro (+4 %). Auch die Heizkosten je 
m² Wohnfläche variierten stark: 50 % der 
befragten Haushalte zahlten im Jahr 
2024 zwischen 12,00 Euro pro m² und 
26,70 Euro pro m² (im Vorjahr 11,10 und 
26,10 Euro pro m²). Die Verteilungswerte 
deuten auch hier an, dass die niedri-
geren und mittleren Heizkostenbeträge 
überdurchschnittlich stark gestiegen 
sind (+8 %), während die höheren Heiz-
kostenbeträge unterproportional stark 

3. FINANZIELLE BELASTUNG DURCH 
HAUSHALTSENERGIE 

9 Neben den zahlreichen Wechselwirkungen zwischen Kosten, Gebäude- und Haushaltseigenschaften ist bei der In-
terpretation der Ergebnisse zu beachten, dass in der Analyse keine Klimabereinigung vorgenommen wurde. 
10 Zu beachten ist, dass sich die Abschläge im Erhebungszeitraum November 2024 meist noch auf die Verbräuche 
und Preise des Jahres 2023 beziehen, da Anpassungen in der Regel mit Verzögerung erfolgen. Zudem können Abwei-
chungen zwischen den kalkulierten und den tatsächlichen Verbräuchen auftreten.



gestiegen sind (+2 %). Abbildung 8 ver-
deutlicht im Jahresvergleich die langfris-
tigen Effekte der Energiekrise im Jahr 
2022. 

Erklärungen: Die gestiegenen Heizkos-
ten können auf Veränderungen bei den 
Verbräuchen und den Preisen zurückge-
führt werden. Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass die Höhe der Abschläge erst 
zeitversetzt angepasst werden und der 
Zeitversatz je nach Energieträger unter-
schiedlich ist. Die Preise für Erdgas ein-
schließlich Betriebskosten sind im Jahr 
2023 um 27,8 % gestiegen und 2024 um 
2,6 % gesunken. Heizöl einschließlich Be-
triebskosten ist hingegen sowohl 2023 
als auch 2024 mit -6,0 % bzw. -8,7 % 
günstiger geworden, während Fernwär-
me in beiden Jahren mit 10,1 % und 27,1 
% teurer wurde (Destatis, 2025). Die Ver-
brauchsmengen könnten nach den Man-
gelwinter 2022/2023 und durch niedri-
gere Kosten hingegen wieder gestiegen 
sein. Sowohl die Heizperioden 
2023/2024 und 2024/2025 waren je-
doch relativ mild.11

Unterschiedliche Heizkosten abhängig 
vom Energieträger

Befund: Die spezifischen Heiz- und 
Stromkosten pro m² sind zwischen den 
Energieträgern der Heizungen unter-
schiedlich. Im Panel gaben 43 % der 
Haushalte an, mit Gas zu heizen, 13 % 
mit Öl, 20 % mit Fernwärme, 6 % mit 
Wärmepumpe. 18 % ist den sonstigen 
Heizungsarten zugordnet. Damit sind 
Fernwärme und Wärmepumpen im Panel 
überrepräsentiert (BDEW, 2025). Wie Ab-
bildung 9 zeigt, betrugen die mittleren 
jährlichen Heizkostenabschläge im Jahr 
2024 bei Haushalten mit Gasheizung 
16,90 Euro pro m² und bei Haushalten 
mit Heizöl 17,60 Euro pro m². Beide Wer-
te lagen damit (geringfügig) unter dem 
Mittelwert der gesamten Stichprobe von 
17,70 Euro pro m². Deutlich niedriger fie-
len die Heizkostenabschläge bei Haus-
halten mit Wärmepumpe aus. Diese zahl-
ten im Durchschnitt 13,80 Euro pro m². 
Haushalte mit Fernwärme (20,60 Euro 
pro m²) und primär elektrischen Hei-
zungsarten (24,70 Euro pro m²) weisen 
höhere und deutlich überdurchschnitt-
liche spezifische Heizkostenabschläge 
auf.

11
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Abbildung 8: Heizkosten (insgesamt und spezifisch) im Zeitverlauf 2021-2024
a) Jährliche Heizkosten, insgesamt je Wohneinheit, in Euro pro Jahr

Die Abbildungen zeigen die mittleren Heizkosten je Haushalt für alle Teilnehmenden sowie den Interquartilsabstand 
(mittlere 50 % der Verteilung). Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel
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11 Zur Erinnerung, eine Klimabereinigung wurde in der Analyse nicht vorgenommen.
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Abbildung 9: Spezifische Heiz- und Stromkosten 2024 nach Energieträger
a) Heizkosten, in Euro pro Jahr je m²
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b) Stromkosten, in Euro pro Jahr je m²

Die Abbildungen zeigen die mittleren Heiz- und Stromkosten pro m² je Haushalt für alle Teilnehmenden sowie den 
Interquartilsabstand (mittlere 50 % der Werte). Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel
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Bei den Stromkosten für Haushaltsgerä-
te und Beleuchtung unterscheiden sich 
die Kosten differenziert nach Heiztechno-
logien erwartungsgemäß nicht.12 Über 
alle Teilnehmenden hinweg betrugen die 
mittleren Stromkosten 10,40 Euro pro 
m² und Jahr (IQR: 7,60–14,40 Euro pro 
m² und Jahr). Haushalte mit Wärmepum-
pe wiesen mit 10,50 Euro pro m² und 
Jahr (IQR: 7,50–15,00) nur geringfügig 
höhere Werte auf. Haushalte mit Gas- 
oder Ölheizung lagen mit 10,00 Euro pro 
m² und Jahr (IQR: 7,20–13,90) geringfü-
gig darunter. Daraus ergibt sich, dass 
der Vergleich der Heizkosten zwischen 
Haushalten mit Gas- oder Ölheizung und 
solchen mit Wärmepumpe methodisch 
unproblematisch ist, da Haushalte mit 
Wärmepumpe keine systematisch hö-
heren Stromkosten aufweisen – genau 
wie es das Befragungsdesign vorsah. 

Mögliche Erklärungen: Die Unterschiede 
hinsichtlich der Heizkostenbelastungen 
zwischen den beiden aktuell wichtigsten 
Energieträgern Erdgas und Heizöl sind 
nur gering. Auffällig sind jedoch die hö-
heren Kosten bei der Fernwärme als 
auch die niedrigeren Kosten bei den Wär-
mepumpen. Die Unterscheide dürften 
auf mehrere Faktoren zurückzuführen 
sein. Hauptursache für die höheren Kos-
ten bei der Fernwärme dürften jedoch 
die hohen Preise für die Fernwärme sein, 
die in den letzten Jahren stark gestiegen 
sind und heute bezogen auf die Kilowatt-
stunde Wärme sogar höher als bei Erd-
gas und Heizöl liegen. Auch Primärener-
giequelle, Gebäudeeffizienz, 

Tarifstruktur, Verbraucherverhalten so-
wie lokale Netz- und Infrastrukturkosten 
gilt es zu beachten und können ein Teil 
der höheren Streuung erklären. Die nied-
rigeren Heizkosten bei den Wärmepum-
pen sind mitunter auch darauf zurückzu-
führen, dass diese wirtschaftlich nur in 
Gebäuden mit höherer Energieeffizienz 
und verbesserter Wärmedämmung ein-
gesetzt werden können. In Gebäuden ab 
Baujahr 2016 sind Wärmepumpen etwa 
in 43 % der Fälle die primäre Heiztechno-
logie, während ihr Anteil in Gebäuden 
mit Baujahr bis 2001 nur bei unter 5 % 
liegt.

Unterschiede bei den Stromkosten kön-
nen auf möglicherweise höhere Elektri-
fizierungsgrade in modernen Gebäuden 
zurückzuführen sein, die jedoch wieder-
um durch effizientere Geräte teilweise 
ausgeglichen werden. Auch die Installa-
tion und Betrieb einer PV-Anlage beein-
flusst die Stromkosten und möglicher-
weise das Verbrauchsverhalten (siehe 
dazu zum Beispiel Oberst et al., 2019).

Höhere spezifische Heizkosten und 
Wohnkostenbelastung in älteren 
Gebäuden

Befund: Für die Bewertung der Energie-
kostenbelastung nach Gebäudealter sind 
die spezifischen Heizkosten pro Wohnflä-
che aussagekräftiger als die absoluten. 
Abbildung 10 zeigt die Heizkosten pro 
Wohnfläche differenziert nach Gebäude-
baujahr. Die Heizkosten älterer Gebäude 
(hier Baujahr bis 1978) sind erwartungs-
gemäß höher. Im Mittel liegen diese etwa 
3 Euro pro m² und Jahr über den Heiz-
kosten jüngerer Gebäude (hier ab Bau-
jahr 2016). Ganz grob lässt sich darin 

auch das Einsparpotenzial durch Sa-
nierung erkennen, wobei ein direkter 
Vergleich zwischen sanierten und nicht-
sanierten Gebäuden bei sonst gleichen 
Bedingungen besser geeignet ist, dieses 
Potential zu bewerten.

Erklärungen: Für die gesellschaftspoli-
tische Debatte sind sowohl die absoluten 
Heiz- und Stromkosten nach Einkommen 
als auch die daraus resultierende Kos-
tenbelastung in Prozent des Einkom-
mens von Bedeutung. Die höheren Heiz-
kosten in älteren Gebäuden dürften 
vorrangig auf die energetisch schlech-
teren Gebäudeeigenschaften zurückzu-
führen sein. So haben ältere Gebäude ty-
pischerweise eine schlechtere 
Energieeffizienz und auch eine ältere 
Heizungstechnik. Hierbei ist zu berück-
sichtigen, dass in älteren Gebäuden 
überdurchschnittlich häufig Haushalte 
mit geringem Einkommen wohnen. Um-
gekehrt sind in jüngeren Gebäuden und 
im Neubau Haushalte mit höherem Ein-
kommen häufiger vertreten. Ebenso zei-
gen die Ergebnisse in Kapitel 2, dass die 
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b) Stromkosten, in Euro pro Jahr je m²

Die Abbildungen zeigen die mittleren Heiz- und Stromkosten pro m² je Haushalt für alle Teilnehmenden sowie den 
Interquartilsabstand (mittlere 50 % der Werte). Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel
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Abbildung 10: Spezifische Heiz- und Stromkosten 2024 nach Baujahr
a) Heizkosten, in Euro pro Jahr je m²

12 Hinweis: Stromkosten für Heizgeräte sind in der Befragung bei den Heizkosten anzugeben.
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Sanierungsraten in höheren Einkom-
mensgruppen höher ausfallen. Insge-
samt deuten die Ergebnisse auf eine zu-
nehmende Ungleichverteilung der 
Heizkosten nach Gebäudejahr und Ein-
kommen hin. Eine mögliche Reaktion 
darauf wäre, den Fokus von Sanierungs-
maßnahmen gezielt auf unsanierten Ge-
bäuden mit Baujahr bis 1978 zu legen. 
Gerade in diesem Segment könnten ge-
zielte Förderungen dazu beitragen, so-
wohl die Heizkostenbelastung als auch 
den Energieverbrauch zu senken.

Sinkende spezifische Heizkosten mit 
steigenden Einkommen

Befund: Mit höherem Einkommen stei-
gen die Heizkosten, jedoch unterpropor-
tional, da Haushalte mit höherem Ein-
kommen in größeren und neueren 
Wohnungen leben, wodurch die Heizkos-
ten pro Wohnfläche geringer sind. Abbil-
dung 11 zeigt die spezifischen mittleren 
Heizkosten nach Einkommensgruppen in 
Euro pro m² und Jahr seit 2021. Je höher 
das Einkommen, desto geringer die spe-
zifischen Heizkosten pro m². Während 
die Teilnehmenden in der unteren Ein-
kommensgruppe (unter 1.700 Euro 
Haushaltsnettoeinkommen pro Monat) 
im Jahr 2024 Heizkostenabschläge im 
Mittel knapp über 20 Euro je m² zahlten, 
liegen die Abschläge bei der höchsten 
Einkommensgruppe (5.700 Euro und 
mehr) im Mittel bei knapp unter 16 Euro 
je m². Die höheren spezifischen Kosten 
für untere Einkommensgruppen sind so-
wohl bei den Heiz- als auch bei den 
Stromkosten erkennbar, jedoch deutlich 
ausgeprägter bei den Heizkosten. 

Erklärung: Die Heizkosten pro Wohnflä-
che sinken mit steigendem Einkommen, 
da Haushalte mit höherem Einkommen 
häufig in größeren und gleichzeitig neu-
eren sowie energieeffizienteren Gebäu-
den beziehungsweise Wohnungen woh-
nen (vgl. Ausführungen im Vorjahresre-
port).

Höhere Energiekostenbelastung bei 
niedrigerem Einkommen

Befund: Abbildung 12 zeigt den Anteil 
der Heiz- und Stromkosten am Haus-
haltsnettoeinkommen. Deutlich zu er-

kennen ist, dass speziell die niedrigste 
Einkommensgruppe (unter 1.700 Euro) 
einen überproportional hohen Anteil 
ihres Einkommens für Heiz- und Strom-
kosten ausgibt (im Mittel 9,0 % für Wär-
me und 4,8 % für Strom, zusammen 
13,8 %). Ein Haushalt gilt als von Ener-
giearmut bedroht, wenn er mehr als 10 
% seines Haushaltsnettoeinkommens für 
Energieausgaben aufwenden muss (Hen-
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Abbildung 11: Spezifische Heiz- und Stromkosten 2024 nach Einkommen
a) Heizkosten, in Euro pro Jahr je m²
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Die Abbildungen zeigen die mittleren Heiz- und Stromkosten je m² Wohnfläche für Jahr 2024 für alle Teilnehmenden. 
Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel

ger und Stockhausen, 2022). Die Hälfte 
der Teilnehmenden in dieser untersten 
Einkommensgruppe weisen noch höhere 
Energiekostenbelastungen auf. In der 
nächsthöheren Einkommensklasse 
(1.700 Euro bis 3.200 Euro) ist der Anteil 
mit im Mittel 5,1 % für Wärme und 2,7 % 
für Strom, zusammen 8,3 %, deutlich 
niedriger. In den beiden höheren Ein-
kommensklassen nimmt der Anteil wei-
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Abbildung 12: Heiz- und Stromkostenbelastung 2024 nach Einkommensklassen, 
in %

Die Abbildung zeigt die mittleren Heiz- und Stromkosten für 2024 in Relation zum Mittelwert der Einkommensgruppe. 
Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel
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Abbildung 13:  a) Wahrgenommene Heiz- und Stromkostenbelastung 
(Anteil in %) 

Heizkosten je nach Gebäudeeffizienz und 
Heizungsart bei niedrigeren Einkommen 
stärker ins Gewicht fallen.

Insbesondere Stromkosten werden als 
Belastung wahrgenommen

Befund: Abbildung 13 zeigt den Anteil 
der Teilnehmenden, die eine wahrge-
nommene finanzielle Belastung durch 
Heiz- und Stromkosten angegeben ha-
ben, differenziert nach verschiedenen 
Teilgruppen.14 Auffällig ist, dass die 
Stromkosten im Jahr 2024 von den Teil-
nehmenden häufiger als belastend wahr-
genommen wurden als die Heizkosten, 
obwohl Letztere in der Regel höhere Ab-
schlagsbeträge umfassen. Selbst Haus-
halte mit der höchsten Energie- oder 
Heizkostenbelastung (in % vom Einkom-
men) empfinden die Stromkosten häufi-
ger als stark belastend. Insgesamt ist 
der Anteil der Haushalte, die eine wahr-
genommene Energiekostenbelastung 
angeben, mit bis zu 14,4 % jedoch über-
raschend gering. Zudem zeigen sich 
plausible Unterschiede zwischen den 
Gruppen: Haushalte mit geringem Ein-
kommen, älteren Gebäuden oder hö-
heren tatsächlichen Energiekosten neh-
men ihre Heiz- und Stromkosten im 
Durchschnitt häufiger als finanziell be-
lastend war. 

Erklärungen: Nach der Energiekrise in 
den Jahren 2022 und 2023 stand die 
Entwicklung der Heizkosten im Jahr 
2024 nicht mehr derart stark im Fokus 
der gesellschaftlichen Diskussion. Im Ge-
gensatz dazu wurden die Strompreise in-
tensiv politisch diskutiert, wenn auch 
häufig mit Blick auf den Industriestand-
ort. Zudem kann ein Grund sein, dass die 
Stromkosten nicht im Bürgergeld über-
nommen werden, sondern aus dem mo-
natlichen Bürgergeld-Regelsatz gedeckt 
werden muss. 

Seltene Nutzung der 
Modernisierungsumlage

Befund: In Deutschland sind unbefristete 
Mietverträge die Regel. Da solche Miet-
verhältnisse oft viele Jahre bestehen, 

ter ab, jedoch sind die Unterschiede ge-
ringer.13 Zudem zeigt sich, dass die 
Streuung der Energiekostenbelastung in 
niedrigen Einkommensgruppen höher ist 
und mit steigendem Einkommen ab-
nimmt.

Erklärungen: Haushalte mit geringem 
Einkommen sind häufiger auf ältere, we-
niger energieeffiziente Geräte angewie-
sen, da der Austausch gegen moderne, 
stromsparende Modelle mit hohen An-
schaffungskosten verbunden ist. Das 
führt zu höheren Betriebskosten. Zwar 
schränken sich Niedrigeinkommens-
haushalte im Energieverbrauch häufig 

selbst ein, um ihre Kostenbelastung zu 
reduzieren. Jedoch lassen sich nicht alle 
Heizkosten vermeiden, da Heizen ein 
Grundbedürfnis ist. Ähnliches gilt für 
Strom: Auch hier sind Einsparungen bei 
den Betriebskosten nur begrenzt mög-
lich, da zahlreiche Alltagsbedarfe – wie 
Beleuchtung und die Gerätenutzung 
(Kühlschrank, Herd etc.) – eine grundle-
gende Stromnutzung erfordern. Die grö-
ßere Streuung der Energiekostenbelas-
tung in niedrigen Einkommensgruppen 
resultiert daraus, dass Haushalte mit 
niedrigerem Einkommen in der Regel in 
Gebäuden mit niedrigerer Energieeffi-
zienz wohnen, und dass unterschiedliche 

13 Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass bei Bürgergeld-Empfängern die Heizkosten bei 
den Kosten der Unterkunft (KdU) in tatsächlicher Höhe übernommen werden, sofern sie angemessen sind. Die Strom-
kosten sind hingegen nicht Teil der Kosten der Unterkunft (KdU) und müssen aus dem monatlichen Bürgergeld-Re-
gelsatz gedeckt werden, sodass Leistungsberechtigte die Stromkosten selbst bestreiten müssen.
14 Die Einschätzung erfolgte auf einer Skala von 1 (keine Belastung) bis 7 (starke finanzielle Belastung). Werte größer 
als 4 werden als Belastung kodiert.
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Abbildung 13: b) Wahrgenommene Heiz- und Stromkostenbelastung 
(Anteil in %) 

Die Abbildungen zeigen die wahrgenommen Heiz- und Stromkostenbelastungen. Die Belastung wurde mithilfe einer sieben-
stufigen Likert-Skala erfasst, wobei Werte > 4 als belastend interpretiert werden. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel

kommt dem Mieterhöhungsrecht nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) eine 
besondere Bedeutung zu. Das Gesetz er-
laubt verschiedene Formen der Mieter-
höhung: So kann die Miete je nach Ver-
trag etwa bis zur ortsüblichen 
Vergleichsmiete oder im Rahmen von 
Staffel- oder Indexmietverträgen ange-
hoben werden. Bei einer Modernisierung 
kann ein Teil der Kosten auf die Miete 
umgelegt werden. Die bestehenden Re-
gelungen sollen einerseits dem Vermie-
ter eine angemessene Rendite sichern, 
andererseits den Mieter vor übermäßi-
gen Belastungen schützen. Besondere 
Bedeutung kommt der Modernisierungs-
umlage nach § 559 BGB zu, da sie Ver-
mietern ermöglicht, einen Teil der Inves-
titionskosten auf die Miete umzulegen. 
Seit der GEG-Novelle 2023 gilt zudem 
eine neue Heizungs-Modernisierungsum-
lage, mit der bis zu 0,50 Euro pro Qua-
dratmeter monatlich zusätzlich verlangt 
werden können, wenn in eine klimaf-
reundlichere Heizung investiert wurde (§ 
559e BGB). Die Befragung zeigt, dass der 
Standardweg einer Mieterhöhung mit 53 
% weiterhin die Anhebung bis zur Ver-
gleichsmiete darstellt (Abbildung 14). 
Eine Mieterhöhung durch Modernisie-
rungsgrundlage ist mit 9 % deutlich sel-
tener, wenn auch häufiger als im Vorjahr. 
Auch Mietanhebungen nach Vereinba-
rung (Staffel oder Index) werden mit 14 
% relativ selten genutzt.

Erklärungen: Die Umlegung der Investi-
tionskosten über die Modernisierungs-
umlage (§ 559 BGB) erfordert einen hö-
heren Aufwand für die Vermietenden als 
der Standardweg einer Mieterhöhung bis 
zur ortsüblichen Vergleichsmiete (§ 558 
BGB). Da die Mieten in Gebäuden mit 
schlechter Energieeffizienz häufig unter-
halb der ortsüblichen Vergleichsmiete 
liegen, können die Vermietenden diesen 
Weg auch häufig nutzen. Zudem passen 
die Vermietenden meist bei Neuverträ-
gen die Miete an (BBSR, 2015). Auch im 
Vermieterreport 2024 (Sagner & Voigt-
länder, 2024) zeigt sich, dass nur ein ge-
ringer Teil der privaten Vermieter die 
Mieten wegen durchgeführter „Reno-
vierungen“ (6 %) angepasst hat. 47 % 
halten die Mieten im Bestand längere 
Zeit konstant, weitere 31 % passen die 
Mieten moderat alle paar Jahre an. 

2023 2024

Mieterhöhung bis zur ortsüblichen 
Vergleichsmiete (§ 558 BGB)

Vereinbarte Mieterhöhung durch Staffel (§ 
558a BGB) oder Index (§ 558b BGB)

Mieterhöhung durch Modernisierungsumlage 
(§ 559 BGB)

(temporäre) Mietminderung

43%

53%

14%

15%

5%

9%

1%

1%

Abbildung 14: Angegebener Grund für Mietanpassung (Anteil in %)

Grundlage sind die Angaben von 2.185 Mietenden im Jahr 2024 bzw. 1.936 im Jahr 2023, die die Frage nach dem Grund für 
die Änderung ihrer monatlichen Miete beantwortet haben (von insgesamt 5.149 Mietenden in 2024 und 5.200 in 2023). Die 
höhere Anzahl an Teilnehmenden im Vergleich zum Vorjahresreport ergibt sich daraus, dass auch Mietende berücksichtigt 
wurden, die keine numerischen Angaben zu ihrer Miete im aktuellen oder vorherigen Jahr gemacht haben. Die Berechnun-
gen berücksichtigen die von Forsa kalkulierten Gewichtungsfaktoren (hier für Gebäudetyp und Baujahr), basierend auf ei-
nem Vergleich mit dem Mikrozensus 2022 – in der Teilgruppe der Mietenden ohne relevante Abweichung zu den ungewichte-
ten Werten. Im Jahr 2023 machten 38,0% keine Angabe, 2024 waren es 25,7%. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel
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Neben technischen und finanziellen Hür-
den droht insbesondere eine mangelnde 
gesellschaftliche Akzeptanz die Wärme-
wende zu verlangsamen oder gar schei-
tern zu lassen. Dabei verdeutlichten be-
reits die Diskussionen und Proteste rund 
um das Gebäudeenergiegesetz (GEG) 
das gesellschaftliche Konfliktpotenzial 
von Klimapolitik im Gebäudesektor. 

Darüber hinaus avanciert die im Jahr 
2021 eingeführte CO2-Abgabe auf Heiz-
energie zu einem zentralen klimapoliti-
schen Instrument für die Umsetzung der 
Wärmewende. Bis zum Jahr 2024 wurde 
die Abgabe schrittweise von 25 Euro auf 
45 Euro pro Tonne CO2 erhöht. Ab 2027 
soll sie in ein europäisches Emissions-
handelssystem – das ETS2 – integriert 
werden. Hierdurch könnte es zu höheren 
und volatileren Preisen kommen (Gün-
ther et al., 2024). Deswegen besteht die 
Befürchtung, dass der öffentliche Wider-

stand gegenüber der CO2-Abgabe weiter 
zunehmen könnte.

Abbildung 15 zeigt die geschätzte Ein-
stellung deutscher Haushalte zur CO2-
Abgabe auf Heizenergie seit 2021 sowie 
die jeweils geltende Preishöhe (zur Abfra-
ge der Einstellungen nutzen wir eine 
fünfstufige Likert-Skala). Bei ihrer Einfüh-
rung, unterstützen noch etwa 44 % der 
Haushalte die CO2-Abgabe, während die-
se bereits von 36 % abgelehnt wurde. Im 
Folgejahr sank die Zustimmungsrate auf 
ein Tief von 33 %. Dies könnte mit den 
zeitgleich gestiegenen Energiepreisen 
zusammenhängen. Im Jahr 2023 stieg 
die Zustimmung leicht auf etwa 35 %. 
Trotz eines Preisanstiegs von 30 Euro auf 
45 Euro pro Tonne CO2, blieb dieser Wert 
zwischen 2023 und 2024 stabil. Seit Ein-
führung liegt die Ablehnung der Abgabe 
konstant bei 36 %.

Insgesamt scheinen deutsche Haushalte 
also gespalten in ihrer Einstellung zur 
CO2-Abgabe. Eine mögliche Ursache für 
die mangelnde Akzeptanz der CO2-Abga-
be besteht darin, dass Haushalte nicht 
vollständig verstehen, wie das Instru-
ment effektiv dazu beitragen kann, die 
Emissionen im Gebäudesektor zu redu-
zieren (Carattini et al. 2017) – immerhin 
hält weiterhin ein Großteil der Haushalte 
(etwa 80 %) Klimaschutz generell für 
wichtig. Daneben könnte auch die (wahr-
genommene) finanzielle Belastung durch 
die Abgabe zu niedriger Akzeptanz bei-
tragen (Douenne und Fabre 2022).
Im Folgenden dokumentieren wir an-
hand der Ergebnisse aus dem Ariadne 

4. EINSTELLUNGEN DER 
BEVÖLKERUNG ZUR CO2-ABGABE 
IM GEBÄUDESEKTOR

Abbildung 15: Einstellung deutscher Haushalte zur CO2-Abgabe auf Heizenergie 
seit 2021

Dafür Unentschieden Dagegen

2021 - 25 Euro pro Tonne CO₂
2022 - 30 Euro pro Tonne CO₂
2023 - 30 Euro pro Tonne CO₂
2024 - 45 Euro pro Tonne CO₂

44% 20% 36%

33% 32% 36%

35% 29% 36%

35% 29% 36%

Die Abbildung zeigt die Entwicklung der Einstellungen deutscher Haushalte gegenüber einer CO2-Abgabe auf Heizenergie in 
den Jahren 2021 bis 2024. Die Einstellung wurde mithilfe einer fünfstufigen Likert-Skala (1–5) erfasst, wobei Werte > 3 als 
Zustimmung und Werte < 3 als Ablehnung interpretiert wurden. Ein Wert von 3 bzw. „weiß nicht“ oder „keine Angabe“ gilt 
als unentschieden. Um mögliche Verzerrungen zu minimieren, gewichten wir die Ergebnisse nach Wohnsituation.
Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel
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Mietende Eigentümerinnen und Eigentümer

Akzeptanz (%)

Mietende Eigentümerinnen und Eigentümer

Insgesamt 36% 34%

Gebäudeart

Mietende Eigentümerinnen und Eigentümer

Einfamilienhaus- / Reihenhaus 32% 33%

Mehrfamilienhaus 36% 39%

Baujahr

Mietende Eigentümerinnen und Eigentümer

Vor 1995 36% 33%

Nach 1995 38% 40%

Heizsystem

Mietende Eigentümerinnen und Eigentümer

Zentralheizung 36% 32%

Wohnungsweise (Etagenheizung) 37% 34%

Fernwärme 37% 42%

Wärmepumpe 32% 50%

Abbildung 16: Akzeptanz der CO2-Abgabe nach Wohnsituation und 
Eigentumsverhältnissen

Die Abbildung zeigt die Einstellungen deutscher Haushalte gegenüber einer CO2-Abgabe auf Heizenergie nach 
Wohnsituation im Jahr 2024. Die Einstellung wurde mithilfe einer fünfstufigen Likert-Skala (1–5) erfasst, wobei Werte > 3 als 
Zustimmung interpretiert wurden. Um mögliche Verzerrungen zu minimieren, gewichten wir die Ergebnisse nach 
Wohnsituation. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel

Wärme- & Wohnen-Panel 2024, wie sich 
die Akzeptanz der CO2-Abgabe je nach 
Wohnsituation und Heizkostenbelastung 
unterscheidet. Die Wohnsituation kann 
dabei als Proxy für die tatsächliche Be-
lastung durch die CO2-Abgabe angese-
hen werden, da diese den Heizwärmebe-
darf stark beeinflusst.

Akzeptanz der CO2-Abgabe variiert je 
nach Wohnsituation

Befund: Die Analyse des Ariadne Wärme- 
& Wohnen-Panels 2024 zeigt zunächst, 
dass Mietende und Eigentümerinnen 
und Eigentümer die CO2-Abgabe in 2024 
insgesamt ähnlich häufig befürwortet 
haben – etwa 36 % der Mietenden unter-
stützen das Instrument gegenüber 34 % 
der Eigentümerinnen und Eigentümer. 
Doch werden bei einer differenzierteren 
Betrachtung nach Wohnsituation weitere 
Unterschiede sichtbar (siehe Abbildung 
16).

Zunächst neigen Bewohnerinnen und Be-
wohner von Mehrfamilienhäusern dazu, 
den CO2-Preis etwas häufiger zu unter-
stützen als jene, die in Ein- oder Zweifa-
milienhäusern leben. Dieser Unterschied 
existiert unabhängig von den Eigentums-
verhältnissen. Zudem ist die Akzeptanz 
bei Haushalten, die in nach 1995 errich-
teten Gebäuden wohnen, höher als in äl-
teren Bauten. Dieser Unterschied zeigt 
sich vor allem bei Eigentümerinnen und 
Eigentümern, wo 7 Prozentpunkte mehr 
Haushalte in modernen Wohngebäuden 
die Abgabe befürworten.

Zuletzt unterstützen Eigentümerinnen 
und Eigentümer, die klimafreundliche 
oder dezentrale Heizsysteme wie Wärme-
pumpen und Fernwärme nutzen, die 
CO2-Abgabe deutlich häufiger (50 % bei 
Wärmepumpe und 42 % bei Fernwärme), 
als solche mit konventionellen Heizun-
gen (34 % bei Etagenheizung und 32 % 
bei Zentralheizung).

Bei Mietenden lassen sich keine entspre-
chenden Unterschiede in der Akzeptanz 
je nach Heiztechnologie feststellen. Hier 
fällt die Unterstützung bei Haushalten 
mit Wärmepumpe sogar am geringsten 
aus (32 %).

Erklärungen: Gebäude, die nach 1995 
gebaut wurden, unterliegen nach einer 
Novelle der Wärmeschutzverordnung 
strengeren Energieeffizienzstandards 
und neigen dazu, einen geringeren Heiz-
wärmebedarf zu haben. Damit sind 
Haushalte in solchen Gebäuden tenden-
ziell weniger stark von den zusätzlichen 
Kosten der CO2-Abgabe betroffen als 
Haushalte in älteren Gebäuden – dies 
könnte zu höherer Akzeptanz beitragen. 
Ähnlich haben Mehrfamilienhäuser ten-
denziell einen geringeren Heizwärmebe-
darf als Ein- oder Zweifamilienhäuser. 
Zudem befinden sich diese häufiger in 
urbanen Gegenden, wo die Akzeptanz 
insgesamt höher ist. Haushalte, die be-
reits auf klimafreundliche Heiztechnolo-

gien umgestellt haben, könnten auf-
grund der geringeren zusätzlichen finan-
ziellen Belastung tendenziell positiver 
auf die CO2-Abgabe reagieren.
Die geringeren Unterschiede in der Ak-
zeptanz je nach Wohnverhältnis könnten 
bei Mietenden dadurch bedingt sein, 
dass diese nur indirekt – durch Mieterhö-
hungen – von den für eine Senkung der 
CO2-Emissionen notwendigen Investi-
tionskosten betroffen sind. Zudem wird 
durch das CO2-Kosten-Aufteilungsgesetz 
bei Mietenden in Gebäuden mit geringer 
Energieeffizienz bis zu 95 % der Belas-
tung durch die CO2-Abgabe auf den Ver-
mieter umgelegt (BMWSB  2022).

Abbildung 17: Akzeptanz der CO2-Abgabe nach Heizkostenbelastung und 
Eigentumsverhältnissen

Weniger als 2,5 % 46% 51%
Zwischen 2,5 % und 5 % 37% 39%
Zwischen 5 % und 7,5 % 31% 35%
Zwischen 7,5 % und 10 % 25% 31%
Mehr als 10 % 25% 27%

Eigentümerinnen
und Eigentümer

|
Mietende

|

25% 30% 35% 40% 45% 50%

Die Abbildung zeigt die Einstellungen deutscher Haushalte zur CO2-Abgabe auf Heizenergie im Jahr 2024, differenziert nach 
Eigentumsverhältnissen und dem Anteil des Haushaltsnettoeinkommens, der für Heizkosten aufgewendet wurde. Die 
Einstellung wurde mithilfe einer fünfstufigen Likert-Skala (1–5) erfasst, wobei Werte > 3 als Zustimmung interpretiert 
wurden. Um mögliche Verzerrungen zu minimieren, sind die Ergebnisse nach Wohnsituation gewichtet. 
Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel
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Weniger als 2,5 %

Zwischen 2,5 % und 5 %

Zwischen 5 % und 7,5 %

Zwischen 7,5 % und 10 %

Mehr als 10 %

13%

19%

27%

38%

42%

Abbildung 18: Wahrgenommene Belastung durch Heizkosten nach Anteil von 
Heizkosten am Haushaltseinkommen

Die Abbildung zeigt die wahrgenommene Belastung deutscher Haushalte durch Ausgaben für Heizenergie im Jahr 2024, 
differenziert nach dem Anteil des Haushaltsnettoeinkommens, der für Heizkosten aufgewendet wurde. Die Belastung wurde 
mithilfe einer siebenstufigen Likert-Skala (1–7) erfasst, wobei Werte > 4 als wahrgenommene Belastung interpretiert wurden. 
Um mögliche Verzerrungen zu minimieren, sind die Ergebnisse nach Wohnsituation gewichtet.
Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel

Tatsächliche Heizkostenbelastung

Befund: Die Analyse der Heizkostenbe-
lastung der Haushalte im Ariadne Wär-
me- & Wohnen-Panel 2024 zeigt, dass 
die Akzeptanz der CO2-Abgabe mit dem 
Anteil des Haushaltseinkommens vari-
iert, der für das Heizen aufgewendet 
wird (siehe Abbildung 17).

In Haushalten, in denen weniger als 2,5 
% des Einkommens für Heizkosten auf-
gewendet werden, befürwortet etwas 
mehr als die Hälfte der Mietenden und 
knapp die Hälfte der Eigentümerinnen 
und Eigentümer die Maßnahme. Bei ei-
ner Heizkostenbelastung von mehr als 
10 % des Einkommens sinkt die Zustim-
mung deutlich. In dieser Gruppe befür-
wortet nur noch etwa jeder Vierte unter 
den Eigentümerinnen und Eigentümer 
die CO2-Abgabe, und auch unter den Mie-
tenden liegen die Zustimmungswerte auf 
vergleichbarem Niveau.15 In den einzel-
nen Gruppen unterstützen jeweils mehr 
Mietende die Abgabe als Eigentümer-
innen und Eigentümer.

Erklärungen: Es ist möglich, dass Haus-
halte ihre Zahlungsbereitschaft für Kli-
maschutzmaßnahmen erhöhen, wenn 
sich ihr verfügbares Einkommen vergrö-
ßert. Zwar wird Klimaschutz von den 
meisten Haushalten (~ 80 %) als wichtig 
erachtet, jedoch sinkt die Bereitschaft, 
hierfür zusätzliche finanzielle Beiträge zu 
leisten, wenn Haushalte bereits finanziell 
unter Druck stehen (Kotchen et al. 2013). 
Die Unterschiede in der Akzeptanz zwi-
schen Mietenden und Eigentümerinnen 
und Eigentümern könnten erneut da-
durch bedingt sein, dass Mietende, die 
durch das 10-Stufen-Modell teilweise von 
der vollen CO2-Abgabe befreit sind, weni-
ger dem Kostendruck der Maßnahme 
ausgesetzt sind. 

Wahrgenommene Heizkostenbelastung

Befund: Die Akzeptanz der CO2-Abgabe 
variiert nicht nur mit den tatsächlichen 
Heizkosten, sondern auch mit der wahr-
genommenen Belastung.16 Diese Wahr-
nehmung kann deutlich von der realen 
Kostenbelastung abweichen. So fühlen 

sich rund 13 % der Haushalte, die ange-
ben, weniger als 2,5 % ihres Einkom-
mens fürs Heizen auszugeben, dennoch 
belastet. Gleichzeitig empfinden etwa 58 
% der Haushalte, die mehr als 10 % ihres 
Einkommens für Heizkosten aufwenden, 
keine Belastung (siehe Abbildung 18).

Betrachtet man die empfundene und die 
tatsächliche Heizkostenbelastung ge-
meinsam (siehe Abbildung 19), zeigt 
sich, dass nur 28 % der Haushalte, die 
weniger als 2,5 % ihres Einkommens fürs 
Heizen zahlen, sich aber belastet fühlen, 
die CO2-Abgabe befürworten. Bei Haus-
halten in derselben Ausgabenhöhe, die 
sich nicht belastet fühlen, liegt die Zu-
stimmung hingegen bei 51 %. Ein ähn-
liches Muster zeigt sich bei einem hohen 
Heizkostenanteil von über 10 % am 
Haushaltseinkommen: 31 % der Haus-
halte, die sich trotzdem nicht belastet 
fühlen, unterstützen die CO2-Abgabe. Da-
mit liegt ihre Akzeptanz sogar höher als 

bei jenen, die zwar nur einen geringen 
Teil (weniger als 2,5 %) ihres Einkom-
mens fürs Heizen aufwenden, sich aber 
dennoch belastet fühlen.

Erklärungen: Es ist möglich, dass die 
wahrgenommene und die tatsächliche 
Betroffenheit aufgrund fehlender Re-
ferenzpunkte voneinander abweichen. 
Haushalte haben unter Umständen ver-
schiedene Einstellungen dazu, wie viel 
von ihrem Einkommen sie fürs Heizen 
aufwenden sollten. Hinzu kommt, dass 
sich Haushalte häufig an ihrem lokalen 
Umfeld orientieren, welches jedoch nicht 
repräsentativ für die gesamte Gesell-
schaft ist (Domènech-Arumí 2025). Die 
unterschiedliche Akzeptanz lässt sich zu-
dem dadurch erklären, dass Haushalte 
ihre wahrgenommene Belastung maß-
geblich nach ihren klimapolitischen Prä-
ferenzen ausrichten (Dechezleprêtre et 
al. 2023). 

Weniger als 2,5 % 28% 51%
2,5 % bis 5 % 21% 42%
5 % bis 7,5 % 20% 39%
7,5 % bis 10 % 18% 35%
Mehr als 10 % 21% 31%

Wahrgenommene
Belastung

|

Keine 
wahrgenommene 
Belastung

|

15% 20% 25% 30% 35% 40% 45% 50% 55%

Abbildung 19: Akzeptanz der CO2-Abgabe nach wahrgenommener und 
tatsächlicher Heizkostenbelastung

Die Abbildung zeigt die Einstellungen deutscher Haushalte zur CO2-Abgabe auf Heizenergie im Jahr 2024, differenziert nach 
wahrgenommener Belastung und dem Anteil des Haushaltsnettoeinkommens, der für Heizkosten aufgewendet wurde. Die 
Einstellung wurde mithilfe einer fünfstufigen Likert-Skala (1–5) erfasst, wobei Werte > 3 als Zustimmung interpretiert 
wurden. Die wahrgenommene Belastung wurde mithilfe einer siebenstufigen Likert-Skala (1–7) erfasst, wobei Werte > 4 als 
Belastung interpretiert wurden. Um mögliche Verzerrungen zu minimieren, sind die Ergebnisse nach Wohnsituation 
gewichtet. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel

 15 Hierbei gilt es zu beachten, dass Haushalte teilweise selbst steuern können wie viel von ihrem Einkommen sie 
fürs Heizen aufwenden. Somit sollte dieser Zusammenhang nicht als kausal interpretiert werden.
 16 Die wahrgenommene Belastung durch Heizkosten wurde mithilfe einer siebenstufigen Likert-Skala (1–7) erfasst, 
wobei Werte > 4 als wahrgenommene Belastung interpretiert wurden.
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Der diesjährige Fokusreport illustriert die 
Vielschichtigkeit der Wärmewende in 
Deutschland. Einerseits gibt es schwach 
erkennbare Fortschritte mit einer ener-
getischen Sanierungsrate der Gebäu-
dehülle, die in den vergangenen Jahren 
tendenziell konstant bei rund 1 % lag, 
andererseits bleibt die Gesamtentwick-
lung weiterhin hinter den politischen Zie-
len zurück. Insbesondere der Einbau 
neuer, klimafreundlicher Heiztechnolo-
gien wie Wärmepumpen hat nach einem 
kurzzeitigen Hoch im Jahr 2022 wieder 
deutlich nachgelassen, lag aber 2024 
ungefähr gleichauf mit der ebenfalls 
niedrigen Einbaurate neuer Kesselhei-
zungen. Damit zeigt sich, dass die ener-
getische Modernisierung des Gebäude-
bestands zwar punktuell voranschreitet, 
jedoch dringend eine stärkere, nachhal-
tige Dynamik benötigt, um die Klimaziele 
im Gebäudesektor zu erreichen.

Gleichzeitig verdeutlichen die erhobenen 
Daten die finanzielle und soziale Dimen-
sion der Wärmewende. Steigende Heiz- 
und Stromkosten belasten insbesondere 
Haushalte mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen, die in älteren, unsanierten 
Wohngebäuden leben. Besonders bei 
Mietobjekten stellt sich die Frage nach 
einer gerechten Verteilung der Energie-
kostenverteilung zwischen Mietenden 
und Vermietenden. Zudem rückt die Not-
wendigkeit geeigneter Förderinstrumen-
te für den Mietbereich in den Fokus, um 
sicherzustellen, dass diese sowohl sozial 

als auch klimapolitisch zentrale Zielgrup-
pe Sanierungsmaßnahmen in den nächs-
ten Jahren tatsächlich umsetzen kann. 
Obwohl Heizkosten im Schnitt den größ-
ten Anteil der Energiekosten ausma-
chen, empfinden viele Haushalte die 
Stromkosten als noch belastender. 

Bei der Akzeptanz von Klimapolitik, spe-
ziell hinsichtlich der CO2-Abgabe, zeigen 
die Befragungsergebnisse, dass die Ein-
stellungen weitgehend stabil bleiben – 
unabhängig von der jüngsten Erhöhung 
der CO2-Abgabe. Dabei variiert die Akzep-
tanz in Abhängigkeit vom Gebäudetyp, 
der Heiztechnik sowie der tatsächlichen 
und wahrgenommenen finanziellen Be-
lastung. Vor allem Besitzende von ener-
gieeffizienten Gebäuden mit klima-
freundlichen Heizsystemen stehen der 
Klimapolitik positiv gegenüber. Dabei 
spielt auch die Wahrnehmung eine wich-
tige Rolle. Wird die Belastung als hoch 
empfunden – selbst, wenn die Heizkos-
ten real betrachtet gering sind – sinkt 
die Unterstützungsbereitschaft.

Vor dem Hintergrund der geplanten Inte-
gration der nationalen CO2-Abgabe in 
das ETS2 ab 2027 und angesichts der 
Proteste gegen das GEG wird ersichtlich, 
dass eine erfolgreiche Wärmewende ge-
sellschaftliche Akzeptanz benötigt. Die 
Ergebnisse deuten darauf hin, dass bei 
der Ausgestaltung klimapolitischer Maß-
nahmen sowohl Barrieren für energe-
tische Sanierungen und Heizungsmoder-

5. FAZIT



nisierungen als auch (wahrgenommene) 
Kostenbelastungen berücksichtigt wer-
den sollten, um eine langfristige soziale 
Akzeptanz sicherzustellen. Zu ähnlichen 
Ergebnissen kommt auch die Bürgerdeli-
beration Wärmewende 2024 im Ariadne-
Projekt: Die dort teilnehmenden Bürge-
rinnen und Bürger fordern eine verläss-
liche Informationspolitik, schlanke und 
sozial gerechte Förderprozesse sowie 
eine transparente, faire Aufteilung der 
CO2-Kosten zwischen Mietenden und Ver-
mietenden als Grundvoraussetzungen 
für ihre Zustimmung zu den anstehen-
den Maßnahmen.
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Methodik der Datenerhebung 
Die Analysen in diesem Bericht basieren maßgeblich auf der seit 2021 jährlich durchgeführten Panelbefragung des Ariadne Wärme- & 
Wohnen-Panels. Diese umfangreiche Datenerhebung bietet einen detaillierten Einblick in die Wohnsituation deutscher Haushalte. 

Konzeption des Fragebogens
Die Konzeption des Fragebogens erfolgt durch das RWI, PIK und IW in enger Zusammenarbeit mit dem Meinungsforschungsinstitut 
forsa. Besondere Aufmerksamkeit gilt dabei der logischen Konsistenz, der Reihenfolge und sprachlichen Verständlichkeit der Fragen 
sowie der Vermeidung suggestiver Formulierungen und sozial erwünschten Antwortverhaltens.

Die jährliche Befragung wird unter Mitgliedern des forsa.omninet-Panels durchgeführt, das rund 100.000 Teilnehmende umfasst. Die-
se Teilnehmenden wurden im Rahmen der telefonischen Mehrthemenumfrage forsa.omniTel rekrutiert. Bei dieser Umfrage werden 
täglich 500 Personen befragt, die so ausgewählt werden, dass das forsa.omninet-Panel repräsentativ für die deutschsprachige Online-
Bevölkerung ab 14 Jahren ist. Alle zufällig ausgewählten Befragungsteilnehmenden werden per E-Mail zur Teilnahme an der Befra-
gung des Wärme- & Wohnen-Panels eingeladen, sodass die angestrebte Stichprobengröße von 15.000 Haushalten erreicht wird. In je-
der Welle des Wärme- & Wohnen-Panels wird der größtmögliche Anteil an Teilnehmenden der vorherigen Welle rekrutiert.

Einladung zur Befragung
Die Einladung zur Teilnahme am Fragebogen beinhaltet einen Link zum Fragebogen sowie eine kurze Einführung in das übergeord-
nete Thema der Befragung. Zur Motivation der Teilnehmenden werden Bonuspunkte angeboten, die in Form von Gutscheinen oder 
Losen der „Aktion Mensch“ eingelöst oder an UNICEF gespendet werden können.

Stichprobenzusammensetzung
Die Stichprobe wurde aus zwei Teilstichproben zusammengestellt:

1. Teilnehmende der GRECS-Studie: Eine Teilstichprobe bestand aus Befragten, die zuvor an der vom RWI – Leibniz-Institut für Wirt-
schaftsforschung durchgeführten Studie zum „Energieverbrauch privater Haushalte“ (German Residential Energy Consumption 
Survey - GRECS) teilgenommen hatten. Dadurch können die Daten des Wärme- & Wohnen-Panels mit den bestehenden GRECS-Da-
ten verknüpft werden. 

2. Forsa-Sample „Privathaushalte in der Bundesrepublik Deutschland“: Der zweite Teil der Stichprobe wurde aus dem allgemeinen 
forsa-Sample „Privathaushalte in der Bundesrepublik Deutschland“ gezogen. 

Die Befragung richtet sich explizit an „Haushaltsvorstände“, definiert als die Personen, die typischerweise die finanziellen Entschei-
dungen im Haushalt treffen. Diese Personen haben üblicherweise den besten Überblick über den Gebäudebestand, die Energiekosten 
und getätigte Investitionen und sind daher besonders geeignet, die Befragung zu beantworten. Da viele Forschungsfragen vor allem 
für in Eigentum Wohnende relevant sind, werden diese in der Stichprobe übergewichtet: Rund 65 % der befragten Haushalte wohnen 
in Eigentum, etwa 35% zur Miete.

Gewichtung und Repräsentativität
Da die Stichprobe des Wärme- & Wohnen-Panels nicht repräsentativ für die gesamte deutsche Bevölkerung geschichtet ist, wurden in 
Absprache mit forsa Bevölkerungsgewichte erstellt. Diese Gewichte basieren auf dem Mikrozensus sowie dem Zusatzprogramm Woh-
nen des Mikrozensus 2022 (Destatis 2023, 2023a) und berücksichtigen das Verhältnis von Mietenden und in Eigentum Wohnenden in 
Deutschland, jeweils in Kombination mit dem Baujahr des Gebäudes (bis 1948, 1949 bis 1978, 1979 oder später) sowie dem Gebäude-
typ (Ein-/Zweifamilienhaus und andere). Ziel dieser Gewichtung ist die Ermittlung repräsentativer energetischer Sanierungsraten für 
Deutschland insgesamt sowie separat für Mietende und in Eigentum Wohnende.

Ein Vergleich einiger Haushaltseigenschaften der Stichprobe des Wärme- & Wohnen-Panels unter Verwendung der Bevölkerungsge-
wichte mit den aktuellen Daten des Mikrozensus 2022 (Destatis 2023, 2023a) zeigt, dass die Stichprobe hinsichtlich Alter der Teilneh-
menden, Anteil der in Eigentum Wohnenden, Anteil von Ein-/Zweifamilienhäusern, Baujahr des Gebäudes und Wohnfläche nahezu re-
präsentativ geschichtet ist. Allerdings sind Haushalte im Wärme- & Wohnen-Panel tendenziell besser gebildet und haben im Durch-
schnitt ein höheres Einkommen (siehe Tabelle 2). Diese Unterschiede liegen insbesondere beim Einkommen an der Abfrage des Ein-
kommens im Wärme- & Wohnen-Panel. Die Abfrage erfolgt in Intervallen, sodass zur Bestimmung des durchschnittlichen Einkom-
mens die Mittelpunkte der Intervalle gewählt wurden, wodurch kein perfekter Vergleich mit den Einkommen im Mikrozensus möglich 
ist. Dasselbe gilt für die Abfrage des Gebäudebaujahrs, welches im Wärme- & Wohnen-Panel ebenfalls in Intervallen abgefragt wird.

Anhang
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Angaben
Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu beachten, dass die Angaben der Befragten nicht auf Richtigkeit oder Vollständigkeit über-
prüft werden können.

Insbesondere bei den Kostenangaben in der Befragung werden die Mieterhaushalte nach ihrer monatlichen Abschlagszahlung für 
Heizung und Warmwasser (Heizkosten) gefragt. Die Eigentümer werden nach ihren jährlichen Heiz- und Warmwasserkosten befragt, 
die sie typischerweise aus ihrer Nebenkosten- oder in der Heizkostenabrechnung entnehmen können. Die unterschiedliche Art der Ab-
frage kann bereits systematische Unterschiede in den Heizkostenhöhen zwischen Mietenden und in Eigentum Wohnenden verursa-
chen, da bei monatlichen Abschlagszahlungen nicht berücksichtigt wird, dass es am Ende des Jahres möglicherweise noch eine Nach- 
oder Rückzahlung gibt. Da bei einigen Energieträgern die Höhe bzw. die genaue Zuordnung zu einem Jahr schwierig ist, werden die 
Befragten bei Unkenntnis um eine Schätzung gebeten.

Bei den Stromkosten werden sowohl Mieter als auch Selbstnutzer nach ihren monatlichen Kosten gefragt. Falls der Betrag nicht ge-
nau bekannt sein sollte, werden sie gebeten, die Höhe der Abschlagszahlung oder eine Schätzung anzugeben.

Berechnung der energetischen Sanierungsrate
In jeder Erhebungswelle des Wärme- & Wohnen-Panels werden Haushalte zu ihren vergangenen energetischen Sanierungsaktivitäten 
befragt. Dabei können Haushalte angeben, ob Außenwände gedämmt (Wand), das Dach und/oder die oberste Geschossdecke ge-
dämmt (Dach), der Boden zum Erdreich bzw. die Kellerdecke gedämmt (Boden) oder Fenster ausgetauscht wurden (Fenster). Wenn ein 
Haushalt angibt, sowohl das Dach als auch die oberste Geschossdecke gedämmt zu haben, wird dies als eine einzige Sanierungsmaß-
nahme des Dachs gewertet.

Die Ergebnisse für die einzelnen Maßnahmen zeigen, dass zwischen 2000 und 2021 die mit Abstand häufigste Sanierungsmaßnahme 
der Austausch der Fenster war (40,5 %), gefolgt von der Dämmung des Dachs mit einem Anteil von 32,2 % (Abbildung A1). Die Däm-
mung der Außenwände wurde im Durchschnitt nur von rund 15 % der Eigentümerinnen und Eigentümer in diesem Zeitraum durchge-
führt, während die Dämmung des Bodens zum Erdreich bzw. der Kellerdecke mit knapp 6% am seltensten durchgeführt wurde.
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Tabelle A1. Sozio-ökonomische Charakteristika des Wärme- & Wohnen-Panels im Vergleich zum Mikrozensus 2022 (Destatis 
2023, 2023a)
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Tabelle A2

IWU, in % 0,9% 1,6% 0,4% 1,9% 1,1%

Wärme- und Wohnen-Panel, 
in %

0,7% 1,5% 0,3% 1,8% 0,9%

Sanierungsmaßnahme Außenwände Dach Boden Fenster

Gesamte
energetische

Sanierungsrate

Quelle: Ariadne Wärme- und Wohnen-Panel und Cischinsky und Diefenbach (2018)

Tabelle A2. Durchschnittliche energetische Sanierungsrate für selbstnutzende Eigentümerinnen und Eigentümer zwischen 2010 und 
2015 im Vergleich

Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel und Cischinsky und Diefenbach (2018).

Zur Berechnung der aggregierten Sanierungsrate orientieren wir uns an der Methodik von Cischinsky und Diefenbach (2018). Dabei 
werden die einzelnen Sanierungsmaßnahmen für jeden Haushalt i gemäß der folgenden Formel gewichtet, um eine haushaltsspezifi-
sche Sanierungsrate zu erhalten:

Sanierungsratei = 0,4 Wandi + 0,28 Dachi + 0,23 Bodeni + 0,09 Fensteri

Da die Haushalte im Wärme- & Wohnen-Panel auch angeben, in welchem Jahr die jeweilige Sanierungsmaßnahme durchgeführt wur-
de, lassen sich für jedes Jahr aggregierte Sanierungsraten ermitteln, die mithilfe der Bevölkerungsgewichte gewichtet werden kön-
nen. Dies führt zu jahresspezifischen Sanierungsraten.

Zur Überprüfung der Robustheit unserer Ergebnisse vergleichen wir die auf Basis des Wärme- & Wohnen-Panels berechnete Sanie-
rungsrate selbstnutzender Eigentümerinnen und Eigentümer mit der Sanierungsrate des Instituts für Wohnen und Umwelt (IWU), 
dessen Berechnungsmethodik auch unserer Bestimmung der Sanierungsrate zugrunde liegt. Das IWU hat zuletzt für die Jahre 2010 
bis 2015 eine Sanierungsrate von 1,06 % veröffentlicht (Cischinsky und Diefenbach 2018). Für den gleichen Zeitraum ermitteln wir 
eine sehr ähnliche Sanierungsrate von 0,94% (siehe Tabelle 2).

Abbildung A1: Anteil verschiedener durchgeführter energetischer Sanierungsmaßnahmen (in %)
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Grafik: Die Grafik zeigt den prozentualen Anteil, mit dem Eigentümerinnen und Eigentümer zwischen 2000 und 2021
verschiedene energetische Sanierungsmaßnahmen durchgeführt haben. Stichprobengröße: n=10.008. • Quelle:
Ariadne Wärme- und Wohnen-PanelDie Grafik zeigt den prozentualen Anteil, mit dem Eigentümerinnen und Eigentümer zwischen 2000 und 2021 verschiedene energetische Sanierungsmaßnahmen 

durchgeführt haben. Stichprobengröße: n=10.008. Quelle: Ariadne Wärme- & Wohnen-Panel.
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